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Die drängende Frage unserer Zeit ist nicht nur, wie wir den Klimawandel bewältigen, sondern
auch, ob unsere demokratischen Systeme den dafür notwendigen Wandel gewährleisten
können. Der belgische Politikwissenschaftler François Gemenne hat jüngst auf die „paradoxe
Beziehung“ zwischen Demokratie und Klimapolitik hingewiesen, die den Kern dieser
Problematik ausmacht. Während Demokratien auf regelmäßige Veränderung und politischen
Wettbewerb angewiesen sind, erfordert die Klimawende langfristige Stabilität und
Beständigkeit. Diese Spannungsfelder werfen Fragen auf, die über den bloßen Klimaschutz
hinausgehen – sie berühren die Grundlagen unseres politischen Selbstverständnisses.

Demokratie als System des Wandels

Die Demokratie lebt vom Wechsel. Wahlzyklen, Regierungsbildungen und politische
Programme spiegeln die Vielfalt und Dynamik demokratischer Gesellschaften wider. Die
Möglichkeit, durch Wahlen Veränderungen herbeizuführen, ist ein Grundpfeiler, der
verhindert, dass Machtstrukturen erstarren und in Autoritarismus abgleiten. Doch genau
diese Dynamik kann sich im Kontext der Klimapolitik als Hindernis erweisen.

Der Klimaschutz erfordert strategische Kontinuität, langfristige Investitionen und ein
stringentes Handeln über Jahrzehnte hinweg. Wechselnde Regierungen und ihre
unterschiedlichen Prioritäten setzen diesen Erfordernissen jedoch enge Grenzen. So können
etwa Klimaschutzgesetze, die in einer Legislaturperiode beschlossen werden, in der nächsten
abgeschwächt oder gar zurückgenommen werden. François Gemenne bringt das Dilemma
auf den Punkt: „Die Klimawende braucht Stabilität, sie verabscheut Wandel.“

Die Politisierung der Klimapolitik

Zugleich hat die Politisierung der Klimadebatte die Kluft zwischen notwendigem Handeln und
politischer Realität vertieft. Klimafragen sind heute keine rein technischen Probleme mehr,
sondern hochgradig ideologisch aufgeladen. Dies zeigt sich besonders deutlich in den USA,
wo die Haltung zum Klimawandel zunehmend ein Marker parteipolitischer Identität ist.

Der Rückzug der Trump-Administration aus dem Pariser Klimaabkommen und der
anschließende Wiedereintritt unter Präsident Biden sind exemplarisch für diese Dynamik.
Solche Kehrtwenden unterminieren das Vertrauen in internationale Abkommen und
erschweren langfristige Planungen. Unternehmen und Investoren, die stabile
Rahmenbedingungen benötigen, sehen sich in einem unsicheren Umfeld gefangen.
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Europäische Herausforderungen

Auch in Europa zeigt sich die Zerbrechlichkeit der Klimapolitik. Regierungswechsel und
Koalitionsverhandlungen verzögern häufig die Umsetzung von Klimazielen. Nationale
Interessenkonflikte und parteipolitische Rivalitäten erschweren es, übergreifende Strategien
zu entwickeln. Selbst innerhalb der EU, die sich als globaler Vorreiter in Sachen Klimaschutz
versteht, bleibt die Umsetzung gemeinsamer Ziele oft hinter den Erwartungen zurück.

Ein Beispiel hierfür ist die unterschiedliche Haltung der Mitgliedstaaten zur Energiepolitik.
Während einige Länder wie Deutschland massiv auf erneuerbare Energien setzen, blockieren
andere konsequent strengere Vorgaben, um ihre Kohleindustrie zu schützen. Die Folge sind
langwierige Verhandlungen und ein zögerliches Vorgehen, das den Anforderungen der
Klimawende kaum gerecht wird.

Der Weg zu einem breiten Konsens

Wie also kann die Demokratie die Herausforderungen der Klimapolitik bewältigen? François
Gemenne sieht die Lösung in einem starken gesellschaftlichen Konsens. Dieser müsse so
breit und tief verankert sein, dass er auch politische Wechsel und ideologische Kämpfe
überdauern könne. Doch die Realität gibt wenig Anlass zu Optimismus. In vielen Ländern ist
die Gesellschaft stark polarisiert, und die Wahrnehmung der Klimakrise variiert erheblich.

Um einen solchen Konsens zu schaffen, bedarf es nicht nur politischer Klugheit, sondern auch
einer intensiven gesellschaftlichen Auseinandersetzung. Bildung, Transparenz und eine klare
Kommunikation der Dringlichkeit der Klimawende sind essenziell. Nur wenn die breite
Mehrheit der Bevölkerung die Notwendigkeit von Klimaschutzmaßnahmen nicht nur
anerkennt, sondern aktiv unterstützt, können diese Maßnahmen Bestand haben.

Balance zwischen Wandel und Stabilität

Die Bewältigung des Klimawandels stellt demokratische Systeme vor eine doppelte
Herausforderung. Einerseits müssen sie die Fähigkeit bewahren, auf die Stimmen ihrer
Bürgerinnen und Bürger zu hören und Wandel zu ermöglichen. Andererseits ist es
unabdingbar, langfristige Strategien zu entwickeln und umzusetzen, die jenseits kurzfristiger
politischer Zyklen Bestand haben.

Die Lösung liegt in der Balance zwischen diesen beiden Polen. Demokratie und Klimapolitik
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müssen nicht zwangsläufig im Widerspruch zueinander stehen – sie können einander
ergänzen, wenn die Voraussetzungen stimmen. Ein starker gesellschaftlicher Konsens könnte
dazu beitragen, die Stabilität zu schaffen, die die Klimawende erfordert, ohne die
fundamentalen Prinzipien der Demokratie zu gefährden.

Letztlich wird die Klimakrise nicht nur darüber entscheiden, wie wir unsere Umwelt gestalten,
sondern auch, wie widerstandsfähig unsere demokratischen Systeme sind. Die Fähigkeit,
Wandel und Stabilität in Einklang zu bringen, wird über die Zukunft entscheiden – nicht nur
des Klimas, sondern auch der Demokratie.
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